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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen des Verkehrsfinanzgesetzes 1955, insbe- 
sondere auf den Werkfernverkehr 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 21. Februar 
1957 — Drucksache 3024 der 2. Wahlperiode — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 193. Sitzung am 21. Fe- 
bruar 1957 die Bundesregierung ersucht, bis zum 31. Dezember 

1957 einen Bericht über die Auswirkungen des Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1955, insbesondere auf den Werkfernverkehr, vorzu- 
legen (vgl. Drucksache 3024 der 2. Wahlperiode). 

Mit Schreiben vom 20. Dezember 1957 (VI A — Ve 1009 — 
18/57) hat das Bundesfinanzministerium im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Verkehr gebeten, das Einverständ- 
nis des Deutschen Bundestages zu einer Fristverlängerung her- 
beizuführen, da ausreichende Unterlagen für den Bericht bis 
zum Jahresende noch nicht Vorlagen. In Ihrem Aufträge hat 
der Herr Direktor beim Deutschen Bundestag am 29. Januar 

1958 das Bundesfinanzministerium von der Zustimmung der 
Bundestagsfraktionen zur Fristverlängerung unterrichtet; nur 
die Fraktion der FDP hat ihr Einverständnis am 15. Januar 1958 
an die Voraussetzung geknüpft, daß der Bericht 3 Monate vor 
Einführung des erhöhten Beförderungsteuersatzes von 0,05 DM 
für den Werkfernverkehr vorliegen sollte. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
überreiche ich in der Anlage den von beiden Ministerien ge- 
meinsam erstatteten Bericht. Dem Bundestagsbeschluß vom 
21. Februar 1957 entsprechend ist der Bericht vor allem auf 
die Beförderungsteuer im Werkfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen abgestellt. Dabei sind insbesondere die Ausschußbera- 
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tungen im 2. Deutschen Bundestag (vgL den Schriftlichen Be- 
richt des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen — ^u 
Drucksache 3024 — ) sowie die schriftliche Begründung des 
Herrn Abgeordneten Dr. Atzenroth, abgedruckt im Stenogra- 
phischen Bericht der 13. Sitzung des Deutschen Bundestages, 
3. Wahlperiode, Seite 627 zu dem von der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Be- 
förderungsteuergesetzes berücksichtigt. 

Wegen der Auswirkungen des Verkehrsfinanzgesetzes auf die. 
Kostenstruktur des Güterfernverkehrs auf den Straßen ver- 
weise ich auf das im Aufträge des Herrn Bundesministers für 
Verkehr von den Wirtschaftsprüfern Dr. Morgenthaler und 
Dr. Wollert im März 1957 erstattete Gutachten, das seinerzeit 
den Mitgliedern des Finanzausschusses und des Ausschusses 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen übergeben worden ist. 
Sobald ein von diesen Wirtschaftsprüfern noch zu erstattendes 
Ergänzungsgutachten vorliegt, beabsichtigt der Herr Bundes- 
minister für Verkehr, beide Gutachten im Rahmen seiner 
Schriftenreihe zu veröffentlichen und allen Mitgliedern des 
Hohen Hauses zur Verfügung zu stellen. 


In Vertretung 

Hartmann 
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A. Die Auswirkungen des Gesetzes 

Als wesentliche Zielsetzungen des Verkehrs- 
finanzgesetzes vom 6. April 1955 {BGBl. I S. 166) 
sind anzusehen 

die Beschaffung von Mitteln für dringende Ver- 
kehrsinvestitionen, insbesondere zur Förderung 
des Straßenbaues, 

die Einschränkung des Schwerlastverkehrs auf 
■ der Straße und die Annäherung der Wettbe- 
werbsbedingungen von Schiene und Straße, um 
eine weitere Aushöhlung des gemeinwirtschaft- 
lichen Prinzips der Eisenbahnen zu verhindern. 

überblickt man zunächst die Entwicklung des Mehr- 
aufkommens aus dem Verkehrsfinanzgesetz, so 
zeigt sich, daß die dem Bund für Investitionszwecke 
im Verkehr zur Verfügung stehenden Mittel von 
Jahr zu Jahr angestiegen sind: 


Rechnungs- 

jahr 

1 

Insgesamt 

davon 

Mineralöl- 

steuer 

. aus 

Beför- 

derung- 

steuer 

Mio DM 

1955 *) . . 

352 

319 

33 

1956 *) . . 

469 

412 

57 

1957**) . . 

500 

435 

65 


Von diesen Mitteln wurden bis einschließlich 1957 
bereitgestellt: 

als Zuschuß für den Bau von Bundesautobahnen 

rd. 348 Mio DM 

als Zuschuß für den Bau von Bundesstraßen 

rd. 515 Mio DM 

als Darlehen für Verkehrsinvestitionen der 

Deutschen Bundesbahn rd. 438 Mio DM 

als Darlehen für Verkehrsinvestitionen der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen 20 Mio DM. 

Hervorzuheben ist, daß das Gesetz infolge der 
Zweckbindung des Mittelaufkommens und der Bürg- 
schaftsermächtigungen die Möglichkeit zur Vor- 
finanzierung bietet. Hierdurch wurde der Deutschen 
Bundesbahn und den nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen die zügige Durchführung dringender Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen ermöglicht. 

Besonders vorteilhaft hat sich die Vorfinanzierung 
für den Weiterbau der Bundesautobahnen ausge- 
wirkt. Die von der Bundesregierung mit der Finan- 
zierung des Baues von Autobahnen beauftragte 
Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten (öffa) 
hat auf der Grundlage des Verkehrsfinanzgesetzes 
bisher Kredite in Höhe von rund 379 Mio DM auf 

*) Endgültige Ergebnisse nach Abzug der nach dem Ver- 
kehrsfinanzgesetz zu leistenden Betriebsbeihilfen, 
jedoch ohne das Mehraufkommen aus Kraftfahrzeug- 
steuer, das den Ländern zufließt. Dieses Mehrauf- 
kommen kann für die Jahre 1955 bis 1957 auf rund 
200 Mio DM geschätzt werden. 

**) geschätzt 


im allgemeinen (Gesamtüberblick) 

dem freien Kapitalmarkt beschafft. Mit diesen Mit- 
teln, die durch zusätzliche Beiträge aus dem Bun- 
deshaushalt verstärkt werden, wird das aus dem 
Verkehrsfinanzgesetz 1955 zu finanzierende Bau- 
programm der ersten Dringlichkeitsstufe (vgl. Ge- 
setz über den Ausbauplan für die Bundesfern- 
straßen vom 27. Juli 1957) mit einem Bauvolumen 
von rund 2 Mrd. DM aller Voraussicht nach bereits 
bis zum Jahre 1963 verwirklicht werden können. 

Insgesamt kann damit gerechnet werden, daß etwa 
bis zum Jahre 1965 aus den zweckgebundenen Mit- 
teln des Verkehrsfinanzgesetzes rund 5000 Mio DM 
für Verkehrsinvestitionen zur Verfügung gestellt 
werden können, davon rund 3500 Mio DM für 
Zwecke des Straßenbaues. Damit leistet das Ver- 
kehrsfinanzgesetz einen entscheidenden Beitrag für 
die Finanzierung der verkehrswirtschaftlich beson- 
ders bedeutsamen Investitionsvorhaben. 

Die durch das Verkehrsfinanzgesetz angestrebte 
Annäherung der Wettbewerbsgrundlagen in der 
Verkehrswirtschaft hat zwar zu einer Kostensteige- 
rung im Güterfernverkehr auf der Straße geführt, 
ohne aber die verkehrswirtschaftlichen Zielsetzun- 
gen in bezug auf eine sinnvolle Aufteilung des Ver- 
kehrsvolumens auf die einzelnen Binnenverkehrs- 
mittel ganz zu erreichen. Der Tätigkeitsbereich des 
gewerblichen Güterfernverkehrs ist jedenfalls nicht 
eingeengt worden. Vergleicht man die Entwicklung 
des Verkehrs in den Jahren 1954 bis 1957, so er- 
kennt man, daß der Werkfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen seit Inkrafttreten des Verkehrsfinanz- 
gesetzes eine Verkehrsminderung von knapp 10 
v. H. erfahren hat. Im Vergleich dazu ist bei den 
damaligen Schätzungen über die Auswirkungen der 
Erhöhung des allgemeinen Beförderungsteuersatzes 
für den Werkfernverkehr auf zunächst 3 Pf und so- 
dann auf 4 Pf unterstellt worden, daß ein weit grö- 
ßerer Rückgang des Werkfernverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen eintreten würde. Auf der anderen Seite 
ist die Menge der beförderten Güter im gewerb- 
lichen Güterfernverkehr von 1954 bis 1957 um fast 
45 V. H. angestiegen, während demgegenüber der 
Güterverkehr der Bundesbahn nur eine Zunahme 
von rund 20 v. H. zu verzeichnen hatte, wie auch 
aus der nachstehenden Übersicht hervorgeht: 


Entwicklung des Güterverkehrs zu Lande 
(ohne Güternahverkehr) 



1954 = 

= 100 


Rechnungs- 

jahr 

Bundesbahn 

Gewerb- 

licher 

Güterfern- 

verkehr 

Werkfern- 
verkehr mit 
Kraftfahr- 
zeugen 

1954 

100 

100 

■ 100 

1955 

112,1 

123,2 

100,9 

j 

1956 

118,7 

137,5 

95,5 

1 

1957 

120,1 

i 143,5*) 

91,3*) 


j *) geschätzt 
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Diese Entwicklungszahlen lassen deutlich erkennen, 
daß der gewerbliche Güterfernverkehr auf der 
Straße nicht nur einen überdurchschnittlichen Ver- 
kehrszuwachs erfahren hat, sondern auch praktisch 
diejenigen Verkehrsmengen übernehmen konnte, 
um die sich der Werkfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen verringerte. Der Anteil der Deutschen Bun- 
desbahn an der Menge der beförderten Güter ins- 
gesamt ist von 59,7 v. H. im Jahre 1954 auf rund 
57 V. H. im Jahre 1957 zurückgegangen, während 
der Anteil des gewerblichen Güterfernverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen von 9,1 v. H. auf 10,7 v. H. zuge- 
nommen hat (vgl. Tabelle 1). Damit ist in der Ent- 
wicklung des Werkfernverkehrs ein verkehrswirt- 
schaftlich und volkswirtschaftlich erwünschter Still- 
stand eingetreten, ohne daß sich jedoch aus dieser 
Entwicklung Engpässe im Ablauf des Verkehrs er- 
geben hätten. Der gewerbliche Güterfernverkehr 
mit Kraftfahrzeugen konnte demgegenüber seine 
Transportkapazität wesentlich besser auslasten 
(nach den Schätzungen von Morgenthaler/Wollert 


ist der Auslastungsgrad um 15 bis 20 v. H. gestie- 
gen);^) das hat gleichzeitig zu einer relativen Ver- 
minderung des schweren Lastzugverkehrs auf der 
Straße beigetragen. Die Wirtschaftsprüfer Dr. Mor- 
genthaler und Dr. Wollert haben ferner dargelegt, 
daß die Unternehmer des Güterfernverkehrs die 
sich aus dem Verkehrsfinanzgesetz ergebenden 
Mehrbelastungen nicht nur auffangen, sondern dar- 
über hinaus noch echte Kostenverbesserungen er- 
zielen konnten. Naturgemäß ist der Zeitraum von 
drei Jahren, der seit Wirksamwerden des Verkehrs- 
finanzgesetzes verstrichen ist, zu kurz, als daß sich 
in dieser Zeit die Maßnahmen dieses Gesetzes hät- 
ten voll auswirken können. Die weitere Entwick- 
lung muß abgewartet werden. 

Da nach dem Beschluß des Bundestages die Unter- 
suchungen sich vor allem auf die Auswirkungen 
des Verkehrsfinanzgesetzes auf den Werkfernver- 
kehr erstrecken sollen, werden die bis jetzt über- 
i schaubaren Auswirkungen in den nachstehenden 
! Abschnitten dieses Berichts ausführlich behandelt. 


B. Der Werkfernverkehr auf der Straße seit Inkrafttreten des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1955 


I. Die Beförderungsteuer im Werkfernverkehr 
und ihre Begründung 


1. Die Rechtslage 


a) Durch das Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 
1955 ist die Beförderungsteuer für den Werk- 
fernverkehr von bisher 0,99 Pf je Tonnenkilo- 
meter (tkm) auf folgende Steuersätze erhöht 
worden: 


für die Zeit bis 30. September 1956 

für die Zeit vom 1. Oktober 1956 
bis 31. März 1958 

für die Zeit ab 1. April 19v58 


3 Pf je tkm 


4 Pf je tkm 

5 Pf je tkm 


(§ 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Beförderung- 
steuergesetzes in der Fassung vom 13. Juni 1955 
— BGBl. I S. 366). 

b) Die Steuer ermäßigt sich unter bestimmten Be- 
dingungen (vgl. § 11 Abs. 2) auf 1 Pf je tkm 
bei einer Beförderung von Milch und Milch- 
erzeugnissen, Frischfisch, inländischem Obst, in- 
ländischem Gemüse und Obstsäften aus inlän- 
dischem Obst sowie Mineralbrunnen. 


c) Bei der Beförderung von gebrauchten Packmit- 
teln, soweit sie zurück zum Unternehmer beför- 
dert werden, beträgt die Beförderungsteuer 
ebenfalls 1 Pf je tkm, berechnet vom halben 
Gewicht der Sendung. 

d) Die Beförderungsteuer ermäßigt sich unter be- 
stimmten Voraussetzungen auf 50 v. H. der un- 


ter a) genannten Steuersätze bei Beförderungen 
unmittelbar zwischen Berlin (West) und dem 
Bundesgebiet; unmittelbar zwischen dem Zonen- 
randgebiet, den Frachthilfegebieten oder dem 
Saarrandgebiet und dem übrigen Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes; innerhalb des Zonen- 
randgebietes, der Frachthilfegebiete oder des 
Saarrandgebietes. 

e) Als Werkfernverkehr ist die Beförderung von 
Gütern für eigene Zwecke des Unternehmens 
anzusehen, wenn die in § 48 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes vom 17. Oktober 1952 (GüKG) 
(BGBl. I S. 697) genannten Voraussetzungen er- 
füllt sind und wenn die Beförderung über die 
Nahzone — 50 km im Umkreis, gerechnet vom 
Standort des Fahrzeugs aus — gemäß § 2 des 
GüKG hinaus oder außerhalb dieser Nahzone 
durchgeführt wird. 

Der Werkverkehr in der Nahzone (50 km im 
Umkreis, gerechnet vom Standort des Fahrzeugs 
aus) unterliegt nicht der Beförderungsteuer. 


2. Die Ziele des Gesetzgebers 

a) Der gewerbliche Güterfernverkehr, der nach 
dem Güterkraftverkehrsgesetz vom 17. Oktober 
1952 konzessioniert und kontingentiert ist und 


^) vgl. Gutachten Morgenthaler/Wollert vom 15. März 1957 
über die Auswirkungen des Verkehrsfinanzgesetzes, 
des Sonntagsfahrverbotes, der Verordnung über Schich- 
tenbücher sowie der Herabsetzung der Achslasten, 
Maße und Gewichte der Lastkraftwagen auf die Ko- 
sten des Güterfernverkehrs und des Werkfernverkehrs 
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dem besondere Verpflichtungen auferlegt sind, 
sowie die Eisenbahnen sind an behördlich fest- 
gesetzte oder genehmigte Tarife gebunden. Die 
Eisenbahnen tragen außerdem gemeinwirtschaft- 
liche Lasten, unterliegen neben dem Tarifzwang 
insbesondere der Betriebs- und Beförderungs- 
pflicht, Nach der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1957 wird — wie bisher — grund- 
sätzlich an den gemeinwirtschaftlichen Aufgaben 
der Deutschen Bundesbahn festzuhalten sein. 
Diese gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung 
liegt im Interesse der Allgemeinheit und vor 
allem der wirtschaftlich schwächeren Gebiete 
und Volksteile. 

Demgegenüber dient der Werkfernverkehr eigen- 
wirtschaftlichen Zwecken der ihn betreibenden 
Firmen in Produktion und Handel. Er unterliegt 
weder in der Zahl der Fahrzeuge noch hinsicht- 
lich der im Eigenverkehr zu befördernden Güter 
Beschränkungen; die Firmen können jederzeit 
die für sie günstigen Beförderungen mit eigenen 
Kraftwagen oder Lastzügen durchführen, das 
Risiko der schlechten oder lästigen Transporte 
jedoch den öffentlichen Verkehrsträgern, vor 
allem den Eisenbahnen, überlassen; in Bedarfs- 
fällen bedienen sie sich außerdem der von den 
öffentlichen Verkehrsträgern vorgehaltenen 
Transportraumreserven. 

Eine weitere Ausdehnung des Werkfernverkehrs 
hätte daher zum Schaden der Allgemeinheit und 
insbesondere der Kleinbetriebe und großer Teile 
der Arbeitnehmer die Grundlage der gemein- 
wirtschaftlichen Verkehrsbedienung untergraben. 
Aus diesen Gründen mußte sichergestellt wer- 
den, daß der Werkfernverkehr ein volkswirt- 
schaftlich und verkehrspolitisch richtiges Maß 
nicht überschreitet. 

Die Erhöhung der Beförderungsteuer im Werk- 
fernverkehr erbrachte im Rechnungsjahr 1955/56 
31 Mio DM, im Rechnungsjahre 1956/57 
63 Mio DM. 

b) Der Bundesminister für Verkehr hat bei der 
ersten Lesung des Entwurfs eines Verkehrsfinanz- 
gesetzes vor dem Plenum des Deutschen Bundes- 
tages am 9. Juli 1954 ausgeführt: 

„Ein Hauptziel der verkehrspolitischen Ge- 
samtkonzeption der Bundesregierung ist die 
Eindämmung des Werkverkehrs. Solange sich 
der Werkverkehr, vor allem der Werkfern- 
verkehr, völlig frei entwickeln kann, solange 
die Abschreibungsvorschriften in der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer sogar für die 
Firmen einen besonderen Anreiz bieten, eigene 
Lastkraftwagen zu kaufen und zu betreiben, 
muß jeder Versuch scheitern, den gewerb- 
lichen Verkehrsunternehmen angemessene Be- 
förderungsentgelte zu sichern . . .“ 

c) Der Bundesminister der Finanzen hat am 18. März 
1955 im Plenum des Deutschen Bundestages 
unter anderem ausgeführt: ‘^) 

vgl. auch Schriftenreihe des Bundesministers für Ver- 
kehr, Heft 4, Bielefeld 1954, S. 50/51 
Stenographischer Bericht der 74. Sitzung des 2. Deut- 
schen Bundestages, S. 4065/66 


„Lassen Sie mich einmal offen etwas aus- 
sprechen. Es gibt einen großen Teil des 
Werkfernverkehrs, der überhaupt nicht aus 
betriebswirtschaftlichen Gründen, sondern rein 
aus steuerwirtschaftlichen Gründen entstanden 
ist . . 

„Ich will Mittelstandspolitik in dem Sinne trei- 
ben, daß diese Transporte auf den gewerb- 
lichen Fernverkehr übergehen. 

d) Die Gründe, die zu der Besteuerung des Werk- 
fernverkehrs geführt haben, sind auch in der 
Diskussion anläßlich der zweiten und dritten 
Lesung des Verkehrsfinanzgesetzes im Deut- 
schen Bundestag dargelegt worden. Der Bericht- 
erstatter des Ausschusses für Finanz- und Steuer- 
fragen des Deutschen Bundestages, Abgeord- 
neter Krammig-^), hat am 17. März 1955 erklärt, 
daß durch die Besteuerung „der Werkfernver- 
kehr, der sich seit 1937 verachtfacht hat, wieder 
auf ein vernünftiges volkswirtschaftliches Maß 
zurückgeführt“ werden soll. Er hat u. a. weiter 
ausgeführt; „Es wird erwartet, daß durch die 
Anhebung des Steuersatzes eine Reduzierung 
des Werkfernverkehrs etwa auf die Hälfte er- 
folgt und damit eine Verlagerung der zweiten 
Hälfte auf die übrigen Verkehrsträger, Bundes- 
bahn und gewerblicher Güterfernverkehr.“ Der 
Abgeordnete Müller-Hermann hat am 23. März 
1955 unter den elf Punkten, die mit Hilfe des 
Verkehrsfinanzgesetzes erreicht werden, beson- 
ders auch die „angemessene steuerliche Sonder- 
belastung des Werkfernverkehrs" erwähnt. Der 
Abgeordnete Schmidt (Hamburg) ®), hat die Be- 
steuerung des Werkfernverkehrs am 17. März 
1955 geradezu als „Eckpfeiler“ des ganzen Ge- 
setzes bezeichnet. 


3. Die weitere parlamentarische Beratung nach 
Inkrafttreten des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 

Die Fraktion der FDP und die Abgeordneten Müller- 
Heimann, Raestrup und Genossen — Drucksachen 
2566 und 2593 der 2. Wahlperiode — beantragten 
1956, den Steuersatz für den Werkfemverkehr ge- 
nerell auf 3 Pf je tkm zu begrenzen, also auf die im 
Verkehrsfinanzgesetz 1955 vorgesehenen Steuer- 
erhöhungen auf 4 und 5 Pf je tkm zu verzichten. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen des 
Deutschen Bundestages hat sich mit diesen beiden 
Anträgen am 5. und 12. Dezember 1956 beschäftigt. 
Bei seinen Beratungen hat ihm die Stellungnahme 
des Ausschusses für Verkehrswesen Vorgelegen, der 
mit 15 gegen 5 Stimmen beschlossen hatte, dem 
federführenden Ausschuß für Finanz- und Steuer- 
fragen zu empfehlen, die beiden Anträge abzu- 
lehnen. Der Ausschuß für Verkehrswesen hat diesen 
Beschluß im wesentlichen damit begründet, daß das 
mit dem Verkehrsfinanzgesetz angestrebte Ziel, 
eine Ordnung im Verkehr zu erreichen, unter allen 

'*) Stenographischer Bericht der 73. Sitzung des 2. Deut- 
schen Bundestages, S. 4001/02 

Stenographischer Bericht der 75. Sitzung des 2. Deut- 
schen Bundestages, S. 4119 

Stenographischer Bericht der 73. Sitzung des 2. Deut- 
schen Bundestages, S. 4012 
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Umständen weiter verfolgt werden sollte. Hierzu 
gehöre es unter anderem auch, den Werkfernver- 
kehr auf ein volkswirtschaftlich und verkehrspoli- 
tisch vertretbares Maß zu reduzieren (vgl. Druck- 
sachen 3024, 7 ^ 3024 der 2. Wahlperiode). Der feder- 
führende Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
hat die von dem Ausschuß für Verkehrswesen vor- 
gebrachten Argumente gewürdigt und sich grund- 
sätzlich ebenfalls gegen die Annahme der beiden 
Anträge ausgesprochen, 

Er hat dann in seiner Sitzung vom 12. Dezember 
1956 insbesondere die Frage geprüft, ob es sich 
empfehle, den Steuersatz für einige bestimmte Gü- 
tergruppen auf 3 Pf je tkm zu begrenzen. 

ln diesem Zusammenhang hat der Ausschuß von 
einem gemeinsamen schriftlichen Bericht des Bundes- 
ministers der Finanzen und des Bundesministers für 
Verkehr sowie von einer Druckschrift des Bundes- 
ministers für Verkehr^) über „die Entwicklung 
des Werkfernverkehrs seit Inkrafttreten des Ver- 
kehrsfinanzgesetzes" Kenntnis genommen. Weiter 
heißt es in dem Schriftlichen Bericht des Ausschus- 
ses für Finanz- und Steuerfragen — ^ Drucksache 
3024 der 2. Wahlperiode — : 

„Nach eingehender Beratung hat die Mehrheit 
des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen die 
Auffassung vertreten, daß die bisherigen Erfah- 
rungen mit dem Verkehrsfinanzgesetz noch nicht 
ausreichen, um entscheiden zu können, ob weitere 
Ausnahmen gerechtfertigt seien, die über die im 
Gesetz vorgesehenen, bereits gegebenen Steuer- 
vergünstigungen hinausgehen, überdies würde 
jede neu zu beschließende Ausnahme das ohne- 
hin bereits sehr differenzierte Beförderungsteuer- 
rccht weiter komplizieren und damit die Finanz- 
verwaltung erschweren." 

Dem Anträge des Ausschusses für Finanz- und 
Steuerfragen, die beiden Anträge der Fraktion der 
FDP und der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Raestrup und Genossen abzulehnen, hat der Deut- 
sche Bundestag entsprochen. Er hat außerdem die 
von dem Ausschuß beantragte Entschließung ange- 
nommen, nach der die Bundesregierung ersucht 
wird, bis zum 31. Dezember 1957 einen Bericht über 
die Auswirkungen des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
insbesondere auf den Werkfernverkehr vorzulegen. 


4. Globale Regelung oder gezielte Maßnahmen 

Statt der erhöhten Steuer, die als globale Maß- 
nahme bezeichnet worden ist, sind von den Organi- 
sationen der Wirtschaft wiederholt sogenannte 
„gezielte Maßnahmen" gewünscht worden. Gedacht 
wird augenscheinlich an neue Vorschriften im Rah- 
men des Güterkraftverkehrsgesetzes, die den miß- 
bräuchlichen Werkfernverkehr ausschließen sollen. 
Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesverkehrs- 
ministerium hat sich gutachtlich darüber geäußert, 
ob nicht in die Definition des Begriffs Werkver- 
kehr im Güterkraftverkehrsgesetz noch als neues 

g Der Werkfernverkchr mit Kraftfahrzeugen seit Inkraft- 
treten des Verkehrsfinanzgesetzes 1955, Heft 13 der 
Schriftenreihe des Bundesministers für Verkehr, Biele- 
feld, September 1956, 


Kriterium eingefügt werden kann, daß der Werk- 
verkehr nur Hilfstätigkeit eines Hauptbetriebes in 
Produktion oder Handel sein darf. 

! Alle Unterscheidungen dieser Art sind jedoch 
schwierig. Insbesondere sind die Grenzen zwischen 
betriebsnotwendigem und nicht betriebsnotwen- 
digem Werkfernverkehr flüssig. Es gibt kein 
brauchbares Kriterium, um diese beiden Arten 
des Werkfernverkehrs gegeneinander abzugrenzen 
(eine klare Abgrenzung vermögen auch die 
Verfechter dieser Unterscheidung nicht vorzuschla- 
gen). Für Rechtsprechung und Verwaltung ist daher 
diese Unterscheidung nicht verwendbar. Überdies 
würde ein übermäßig anwachsender Werkfernver- 
kehr, ob betriebsbedingt oder nicht, der keine Ab- 
gabe zum Ausgleich der Lasten und Bindungen zah- 
len würde, die den öffentlichen Verkehrsträgern 
auferlegt sind, zu einer Störung der im Interesse 
des Gemeinwohls geschaffenen Verkehrsordnung 
führen können. 

Sachverständige der Spitzenorganisationen der ge- 
werblichen Wirtschaft, der Landwirtschaft und des 
Straßenverkehrsgewerbes haben sich im sogenann- 
ten Margarethenhofplan am 17. Marz 1954 gegen 
Verbotsmaßnahmen im Straßenverkehr ^) (also ge- 

I gen gezielte Maßnahmen) ausgesprochen und zum 
Ausgleich selbst angeregt, die Beförderungsteuer 
im Werkfernverkehr in einem gewissen Umfange 
zu erhöhen. 


5. Vergleich mit der Energieversorgung 

I Die Werkfernverkehr treibenden Firmen greifen 

I im Bedarfsfälle — wie bereits erwähnt — auf die 

I Transportraumreserve der öffentlichen Verkehrs- 
träger zurück. Aus Gründen der Gerechtigkeit müs- 
sen sie daher einen Ausgleich für die Kosten der 
Vorhaltung dieser Transportraumreserve leisten. 
Ein bemerkenswerter Vergleich dazu bietet sich bei 
der Energiewirtschaft. 

Den öffentlichen Energieversorgungsbetrieben ist 
nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Energiewirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz vom 13. 
Dezember 1935) eine allgemeine Anschluß- und 
Versorgungspflicht unter Anwendung allgemein 
veröffentlichter Tarifpreise und Versorgungsbedin- 
gungen auferlegt. 

Die Energieversorgungsunternehmen brauchen in- 
dessen solche Unternehmen, die eine eigene Ener- 
gieanlage zur Erzeugung von Gas oder Elektrizität 
betreiben, nicht zu den allgemein veröffentlichten 
Tarifpreisen zu versorgen. Es soll ihnen nicht zu- 
gemutet werden, derartigen Industrieunternehmen 
unentgeltlich eine Reserve vorzuhalten und die 
Kosten der Reservehaltung von den übrigen Ener- 
gieabnehmern aufbringen zu lassen ^). Ein derartiger 
Abnehmer kann daher nach § 6 Abs. 3 des Gesetzes 
a. a. O. Anschluß und Versorgung nur in dem Aus- 
maß und zu Bedingungen verlangen, die dem Ener- 
gieversorgungsunternehmen wirtschaftlich zumut- 
bar sind. 

”) vgl. Drucksache 574 der 2. Wahlperiode 
^) Anmerkung siehe S. 8. 
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Entsprechendes sollte auch im Verkehrswesen gel- 
ten. Die Werkfernverkehr betreibenden Firmen 
greifen in Bedarfsfällen auch auf die Kapazitätsre- 
serven der öffentlichen Verkehrsträger zurück. Da 
eine gleiche Regelung wie in der Energiewirtschaft 
den Besonderheiten im Verkehr nicht entsprechen 
würde, mußte ein anderer Weg gefunden werden, 
hier einen gerechten Ausgleich herbeizuführen. 

6. Die internationale Diskussion auf Regierungs- 
ebene über den Werkfernverkehr 

Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister, 
in der 17 Staaten vertreten sind, hat sich ebenfalls 
mit dem Problem des Werkfernverkehrs beschäftigt. 
Mit ihrer Resolution Nr. 10 vom 16. Mai 1957 hat 
sie einen Bericht über die Finanzlage der Eisen- 
bahnen gebilligt, in dem auch der Werkverkehr 
behandelt wird. 

In diesem Dokument wird ausgeführt (Ziff. 41 b), 
daß eine Reihe von Regierungsvertretern zu diesem 
Problem folgendes bemerkt habe: 

„Wenn die Tarifverpflichtungen der Eisenbahn 
beibehalten werden, und wenn insbesondere die 
Eisenbahn nicht ihre Tarife zugunsten einer 
schienentreuen Kundschaft ändern und bei Ver- 
kehrsspitzen erhöhen darf, genießt ein Unterneh- 
men, das seine eigenen Lastkraftwagen für seine 
normalen Transporte und den gewerblichen Ver- 
kehr für seine zusätzlichen oder lästigen Trans- 
porte in Anspruch nimmt, auf Kosten der Trans- 
portunternehmen mit den Verpflichtungen eines 
öffentlichen Dienstes einen Vorteil.“ 

Die Regierungsvertreter halten es daher „vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus für normal, diesen 
Vorteil durch steuerliche Maßnahmen auszuglei- 
chen, die denjenigen Werkverkehr treffen, der am 
leichtesten auf ein anderes Verkehrsmittel über- 
gehen kann, d. h. die Transporte mit schweren Last- 
kraftwagen über große Entfernungen“. 

Im Namen des Ausschusses für Verkehrsfragen der 
Gemeinsamen Versammlung der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl hat der niederlän- 
dische Abgeordnete Paul J. Kapteyn einen Bericht 
über die Koordinierung des europäischen Verkehrs 
verfaßt, in dem es u. a. heißt: 

„Der Werkverkehr wird die gleichen Lasten tra- 
gen müssen wie der gewerbliche Verkehr. Dies 
bedeutet, daß er sich auch an den Lasten betei- 
ligen muß, die sich aus dem Vorhalten einer Re- 
servekapazität ergeben. Diese wird vom gewerb- 
lichen Verkehr zur Verfügung der Verkehrsnutzer 
gehalten, um eingesetzt werden zu können, wenn 
die Witterung oder jahreszeitliche Verkehrs- 
spitzen dazu zwingen.“ 

®) Hier gibt der Kommentar „ En ergiewirtschafts recht“ 
von Eiser-Riederer, 2. Auflage, München und Berlin 
1954, Seite 1/187 folgende Erläuterung: 

„Für alle diese Fälle muß schon aus allgemeinen wirt- 
schaftlichen Überlegungen der Grundsatz gelten: Wer 
sich zur Eigenerzeugung der Energie entschließt, kann 
nicht das öffentliche Versorgungsunternehmen in die 
Rolle eines Lückenbüßers drängen und die unwirt- 
schaftlichen Teile der Energieversorgung auf die All- 
gemeinheit abwälzen." 


Der Bericht wurde von der Gemeinsamen Ver- 
sammlung auf einer Sitzung in Rom am 7.^9. No- 
vember 1957 erörtert, in seinem Grundgedanken 
und der Zielsetzung gebilligt und dem Besonderen 
Ministerrat als wesentliche Grundlage für die ge- 
meinsame Verkehrspolitik überwiesen. 

11. Das Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht 

Der Bundesverband für den gesamten Werkverkehr 
eV in Düsseldorf und einige ihm angehörende Fir- 
men haben gegen die erhöhte Beförderungsteuer 
des Werkfernverkehrs (Beförderungsteuergesetz in 
der Fassung vom 13. Juni 1955 § 11 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b) Verfassungsbeschwerde eingereicht. 
Das Bundesverfassungsgericht hat über diese Be- 
schwerde noch nicht entschieden. 

Außerdem haben einzelne Beschwerdeführer beim 
Bundesverfassungsgericht den Antrag gestellt, die 
Anwendung der einschlägigen Bestimmungen des 
Beförderungsteuergesetzes 1955 auf dem Wege der 
einstweiligen Anordnung bis zur Entscheidung über 
die Verfassungsbeschwerde auszusetzen. Diesen 
Antrag hat das Bundesverfassungsgericht mit dem 
am 13. November 1957 verkündeten Urteil abge- 
lehnt. In der Begründung dieses Urteils heißt es 
unter anderem: 

„Die Anwendung des § 1 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 
BefStG 1955 könnte somit nur dann bis zur Ent- 
scheidung über die Verfassungsbeschwerde aus- 
gesetzt werden, wenn dies zum gemeinen Wohl 
dringend geboten wäre, insbesondere wenn die 
Aufrechterhaltung der Steuererhöhung nach- 
haltige Schäden für die Volkswirtschaft zur Folge 
hätte. Dies ist jedoch nicht der Fall.“ 

Im einzelnen hat das Bundesverfassungsgericht 
in seiner Urteilsbegründung unter anderem folgen- 
des dargelegt: 

„a) Der Anteil des Werkfernverkehrs an dem 
gesamten Güterverkehr ist verhältnismäßig 
gering ..." 

„b) Der erhöhten Beförderungsteuer unterliegt 
auch nicht der gesamte Werkfernverkehr." 
(Hier wird auf die Ausnahmebestimmungen, 
die unter Abschnitt I Nr. 1 Buchstaben b, c 
und d dieses Berichts erwähnt sind, beson- 
ders hingewiesen.) 

„c) Ein volkswirtschaftlicher Schaden könnte 
möglicherweise angenommen werden, wenn 
durch den Vollzug der Norm das allgemeine 
Preisgefüge der Wirtschaft empfindlich ge- 
stört würde. Davon kann offensichtlich nicht 
die Rede sein . . ." 

„d) Auch die Ausführungen der Antragsteller 
darüber, daß die Erhöhung der Beförderung- 
steuer zu einer Transportkrise führen werde, 
können den Erlaß der beantragten einstwei- 
ligen Anordnung nicht rechtfertigen. Eine 
solche Transportkrise ist schon deshalb nicht 
zu befürchten, weil — wie bereits dargelegt 
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— der Werkfernverkehr, gemessen an der 
gesamten Güterbeförderung, keine ausschlag- 
gebende Bedeutung hat ..." 

„e) Der Vortrag der Antragsteller, die Erhöhung 
der Beförderungsteuer für den Werkfernver- 
kehr und die von ihnen behauptete Kosten- 
und Preiserhöhung werde zu einer Abwan- 
derung der betroffenen Unternehmen aus 
den Grenz- und Notstandsgebieten führen, 
ist nicht durch Tatsachen belegt worden. 
Außerdem enthält das Beförderungsteuer- 
gesetz 1955 in § 11 Abs. 2 eine Ermäßigung 
der Beförderungsteuer gerade für die Zonen- 
rand- und Frachthilfegebiete." 

„f) Die wirtschaftlichen Nachteile, die den Un- 
ternehmen einiger Antragsteller nach ihren 
ausführlichen Darlegungen erwachsen sind 
und die auch anderen Unternehmen, die 
Werkfernverkehr betreiben, durch die er- 
höhte Beförderungsteuer entstanden sein 
mögen, rechtfertigen nicht den Vollzug des 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b BefStG 1955 
in dem beantragten Umfang auszusetzen. 
Werden Unternehmen durch die erhöhte Be- 
förderungsteuer genötigt, ihren Werkfern- 
verkehr aufzugeben oder wesentlich einzu- 
schränken, so kann dies für den einzelnen 
Betrieb empfindliche finanzielle Einbußen 
zur Folge haben. Das Interesse der Allge- 
meinheit an der Aufrechterhaltung eines 
Gesetzes ist jedoch höher zu bewerten . . ." 


III. Die Entwicklung des Werkfernverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen seit Inkrafttreten 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 


1. Gesamtüberblick 


Die Darstellung verwertet die statistischen An- 
gaben des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) über die 
Beförderungsleistungen im Werkfernverkehr in den 
Jahren 1954, 1955 und 1956 sowie in den ersten j 
neun Monaten des Jahres 1957^®). Die Statistiken i 
ergeben folgendes Gesamtbild (vgl. die graphische 
Darstellung und die Tabelle 1 Buchstaben a und b, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß die erhöhte Be- 
förderungsteuer für den Werkfernverkehr auf 
Grund des Verkehrsfinanzgesetzes am 1. Juni 1955 
in Kraft getreten ist): 


a) Der Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen hat 
an Tonnenkilometern (tkm) geleistet 


1954 

1955 

1956 

Januar bis September 1954 
Januar bis September 1957 


3,86 Mrd. tkm 
3,84 Mrd. tkm 
3,51 Mrd. tkm | 
2,78 Mrd. tkm | 
2,48 Mrd. tkm | 


Dabei muß beachtet werden, daß im Jahre 1954 die ! 
erste Erhebung im Werkfemverkehr nach dem Kriege 
durchgeführt wurde. Die in der Statistik des KBA für 
1954 und 1955 ausgewiesenen Zahlen liegen infolge 
von Anlaufschwierigkeiten vermutlich etwas unter den 
tatsächlichen Ergebnissen. 


Das entspricht, verglichen mit dem gleichen 

Zeitraum von 1954, einem Rückgang 

1955 von 0,7 v. H. 

1956 von 9,2 v. H. 

Januar bis September 1957 von 10,7 v. H, 


b) Die im Werkfernverkehr beförderte Gütermenge 
belief sich 

1954 auf etwa 22,16 Mio t 

1955 auf etwa 22,42 Mio t 

1956 auf etwa 21,15 Mio t 

Januar bis September 1954 auf etwa 15,87 Mio t 

Januar bis September 1957 auf etwa 15,00 Mio t. 

Sie lag 

1955 um 1,2 v. H. über 

1956 um 4,5 v. H. unter 

Januar bis September 1957 um 5,5 v. H. unter 

der im entsprechenden Vergleichszeitraum 1954. 


c) Im einzelnen hat sich der Werkfernverkehr je- 
doch seit Juni 1955 bis zum 30. September 1957 
sehr unterschiedlich entwickelt (vgl. insbeson- 
dere die graphische Darstellung); 

ca) Abgenommen hat der Werkfernverkehr mit 

Massen- und insbesondere mit Schüttgütern 
in den drei Gewerbebereichen „Großhandel 
mit Baustoffen", „Gewinnung und Verar- 
beitung von Steinen und Erden" sowie 
„Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe". Die 
Abnahme beträgt jeweils gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Jahres 1954 

1955 — 19,7 V. H. 

1956 — 43,2 V. H. 

Januar bis September 1957 — 57,0 v. H. 

cb) Zugenommen hat der Werkfernverkehr in 
allen übrigen Gewerbebereichen, auf die 
durchschnittlich etwa 70 v. H. der gesamten 
Güterbeförderung im Werkfernverkehr ent- 
fallen. Die Zunahme beträgt hier jeweils 
gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jah- 
res 1954 

1955 4- 14,3 V. H. 

1956 4 - 19,6 V. H. 

Januar bis September 1957 27,3 v. H. 


d) Eine der Gesamtentwicklung des Werkfernver- 
kehrs (vgl. a) entgegengesetzte Tendenz zeigt 
sich im gewerblichen Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen (vgl. Tabelle 1). Hier hat die 
stetige Zunahme sowohl der Beförderungs- 
leistung als auch der Beförderungsmenge bis 
zum 30. September 1957 angehalten. Die Beför- 
derungsleistung entwickelte sich hier wie folgt: 

1954 10,56 Mrd. tkm 

1955 12,67 Mrd. tkm 

1956 13,95 Mrd. tkm 

Januar bis September 1957 10,83 Mrd. tkm. 
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Das entspricht einer Steigerung 
1954 zu 1955 um 19,9 v. H. 

1954 zu 1956 um 32,1 v. H. 

Januar bis September 

1954 zu 1957 um ca. 43 v. H. 

Die Beförderungsmenge im gewerblichen Güter- 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen betrug 

1954 38,39 Miot 

1955 47,26 Miot 

1956 52,83 Miot 

Januar bis September 1957 41,43 Miot. 

Das entspricht einer Steigerungsrate 
1954 zu 1955 von 23,1 v. H. 

1954 zu 1956 von 37,6 v. H. 

Januar bis September 

1954 zu 1957 von ca. 50 v. H. 

e) Von der Deutschen Bundesbahn, der Binnen- 
schiffahrt und dem gesamten Güterfernverkehr 
(gewerblichem und Werkfernverkehr) auf den 
Straßen wurden insgesamt Güter befördert und 
Tonnenkilometer geleistet: 

1954 422 Miot 91,5 Mrd. tkm 


1955 

477 Mio t 

103,2 

Mrd. tkm 

1956 

509 Mio t 

111,1 

Mrd. tkm 

Januar bis 




September 1957 

386 Mio t 

85,5 

Mrd. tkm 

Der Anteil des Werkfernverkehrs hieran betrug 

1954 

5,3 V. H. 


4,2 V. H. 

1955 

4,7 V. H, 


3,7 V. H. 

1956 

4,2 v.H. 


3,2 V. H. 

Januar bis 




September 1957 

3,9 V. H. 


2,9 V. H. 


Im einzelnen vergleiche Tabelle 1. 


f) Die unter e) genannten Prozentzahlen spiegeln 
die Bedeutung des Werkfernverkehrs jedoch 
nicht eindeutig wider. In der Tabelle 2 sind die 
Transportleistungen und die Transporterlöse 
der Verkehrsträger gegenübergestellt. Dabei 
sind für den Werkfernverkehr fiktive Erlöse er- 
rechnet worden, und zwar unter Zugrundelegung 
repräsentativ ermittelter Beförderungsleistun- 
gen nach Tarifklassen und der Frachtsätze des 
Reichskraftwagentarifs. Aus dieser Tabelle geht 
hervor, daß der Werkfernverkehr einen erheb- 
lich höheren Anteil an dem Gesamtwert der 
Transportleistungen als an dem Transportvolu- 
men hat. Obwohl der Werkfernverkehr 1956 nur 
5,7 V. H. der von der Bundesbahn und dem ge- 
samten Güterfernverkehr — also ohne Berück- 
sichtigung der Binnenschiffahrt — transportier- 
ten Gütermenge beförderte und an der tonnen- 
kilometrischen Leistung nur mit 4,4 v. H. be- 
teiligt war, betrug sein Anteil am Wert der 
Transporte 8,3 v. H. 


2. Der Werkfernverkehr in einzelnen Gewerbe- 
bereichen und Gütergruppen 

(vgl. Tabellen 3 und 4) 

a) Abgenommen hat der Werkfernverkehr in den 
folgenden Gewerbebereichen : 

„Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden", 

„Bau-, Ausbau-, Bauhilfsgewerbe" sowie 
„Großhandel mit Baustoffen". 

Die beförderte Gütermenge dieser drei Gewerbe- 
bereiche zusammengenommen lag 1956 um 
43,2 V. H. und von Januar bis September 1957 
um 57,0 V. H. unter der des gleichen Zeitraumes 
von 1954. 

Bei diesem Rückgang hat sich neben den Ein- 
flüssen des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 auch 
die Abnahme der Bautätigkeit ausgewirkt. Der 
Index der arbeitstäglichen Bauproduktion ist im 
zweiten und dritten Quartal 1957 gegenüber 
dem gleichen Zeitraum 1956 um etwas mehr als 
10 V. H. gesunken. 

b) Zugenommen hat der Werkfernverkehr vor 
allem im Gewerbebereich „Nahrungs- und Ge- 
nußmittelindustrie". Hier lag die beförderte Gü- 
termenge im Jahre 1956 um 27,5 v. H. höher als 
1954 und in den ersten neun Monaten des Jah- 
res 1957 um 42,6 v. H. höher als im gleichen 
Zeitraum des Jahres 1954. Diese Steigerung ist 
um so bemerkenswerter, als nur ein Teil der 
von dieser Industrie mit eigenen Lastkraft- 
wagen transportierten Güter durch die Aus- 
nahmeregelung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
begünstigt wird (vgl. Abschnitt I Nr. 1 Buch- 
stabe b). 

c) Zugenommen hat der Werkfernverkehr ferner 
in den unter a) und b) nicht aufgeführten übri- 
gen Gewerbebereichen, auf die etwa die Hälfte 
der Gesamtbeförderung des Werkfernverkehrs 
entfällt. Die beförderte Gütermenge ist in die- 
sen Bereichen im Jahre 1956 im Vergleich zum 
Jahre 1954 um 16,4 v. H. und in den ersten neun 
Monaten des Jahres 1957 gegenüber dem glei- 
chen Zeitraum des Jahres 1954 um 21,0 v. H. ge- 
stiegen. 

Bei einer Aufgliederung des Werkfernverkehrs 
nach Gütergruppen (Tabelle 4) ergibt sich im 
wesentlichen das gleiche Bild wie bei der nach 
Gewerbebereichen. 

3. Beförderungsweiten im Werkfernverkehr 

(vgl. Tabelle 5) 

Eine Untersuchung des Werkfernverkehrs nach Be- 
förderungsweiten zeigt eine zunehmende Konzen- 
tration der Transporte auf nahe und mittlere Ent- 
fernungen bis zu 149 km. Nach der Erhöhung der 
Beförderungsteuer auf 5 Pf/tkm wird sich diese 
Tendenz noch stärker zeigen. 

^9 vgl. Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe c 
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IV. Der gegenwärtige Stand des Werkfern- 
verkehrs in verkehrspolitischer Sicht 

1. Die Auswirkungen der erhöhten Beförderung- 
steuer 

Die vorliegende Statistik zeigt, daß der Anteil des 
Werkfernverkehrs an den gesamten Transportlei- 
stungen in der Bundesrepublik abgenommen hat. 
Im Vergleich zum gewerblichen Güterfernverkehr 
auf der Straße, der seinen Anteil am Gesamtver- 
kehr im Inland erhöht hat — vgl. Tabelle 1 Buch- 
staben c und d — , ist er sogar erheblich zurückge- 
blieben. Ohne die erhöhte Beförderungsteuer hätte 
der Werkfernverkehr zumindest mit der allgemei- 
nen Wirtschaftsentwicklung Schritt gehalten, höchst- 
wahrscheinlich hätte er seinen Anteil an den ge- 
samten Transportleistungen im Inlande weiter ge- 
steigert. Insoweit entspricht die Entwicklung seit 
Juni 1955 in etwa den Absichten des Gesetzgebers. 

Die absolute Abnahme der Transportleistungen 
des Werkfernverkehrs hält sich jedoch entgegen 
manchen Erwartungen in engen Grenzen. Im ein- 
zelnen zeigen sich erhebliche Unterschiede. Der 
Werkfernverkehr im Gewerbebereich „Nahrungs- 
und Genußmittelindustrie" hat beträchtlich zuge- 
nommen, er ist sogar verhältnismäßig stärker ge- 
wachsen als der gesamte öffentliche Verkehr, doch 
im Vergleich zum gewerblichen Güterfernverkehr 
zurückgeblieben. Der Werkfernverkehr in der Bau- 
wirtschaft hingegen hat sehr abgenommen (vgl. 
auch Abschnitt III Nr. 2 Buchstabe a). 

Die statistischen Zahlen lassen insgesamt nicht den 
Schluß zu, daß die Ziele, die der Gesetzgeber mit 


der erhöhten Beförderungsteuer anstrebt, bereits 
jetzt voll erreicht sind. Außerdem ist künftig zu be- 
rücksichtigen, daß sich die Wettbewerbslage des 
Werkfernverkehrs durch die Anhebung der Frach- 
ten im Deutschen Eisenbahngütertarif und im 
Reichskraftwagentarif ab 1. Februar 1958 wieder 
verbessert hat. 

2. Die Wettbewerbslage des Werkfernverkehrs nach 
der Anhebung der Verkehrstarife 
am 1. Februar 1958 

Am 1. Februar 1958 ist der Reichskraftwagentarif 
(RKT) durchschnittlich um 10,85 v. H. angehoben 
worden. Dadurch hat sich die Wettbewerbslage des 
Werkfernverkehrs auch für den Transport von 
Massengütern verbessert, wie sich aus den folgen- 
den Beispielen (siehe unten) ergibt: 

Zu den in Spalte 5 ausgewiesenen Belastungen 
durch die Beförderungsteuer müssen noch die 
Selbstkosten des Werkfernverkehrs hinzugerechnet 
werden, um eine Vergleichbarkeit mit den Tarif- 
frachten in Spalte 4 zu erreichen. Diese Selbst- 
kosten hängen im wesentlichen ab von der Größe 
der eingesetzten Fahrzeuge, von der durchschnitt- 
lichen Jahresfahrleistung und vom Auslastungs- 
grad der Fahrzeuge 


Diplomkaufmann Manfred Schöpke z. B. hat ermittelt, 
daß die Selbstkosten im Werkfernverkehr je tkm 
zwischen 14 und 17,8 Pf (einschließlich 4 Pf/tkm Be- 
förderungsteuer) schwanken, vgl. seine Berechnungen 
„Selbstkosten deutscher Lastkraftwagen" in „Last- 
Auto und Omnibus", Nr. 14/57 und Nr. 1/58. 


Tariff rächten gemäß Reichskraftwagentarif (RKT) im gewerblichen Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen und Beför- 
derungsteuer (4 Pf/tkm) im Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen bei einigen ausgewählten Gütern in DM je t 


Güterart 

mittlere Versand- 
weite im 

Werkfernv erkehr 

1954 1956 

in km 

Tarif- 

klasse 

Tariffracht gemäß 
RKT in DM je t 
(Regelklasse 15 t) 
Stand: 

bis ab 

1. Februar 

1958 

Beför- 
derung- 
steuer 
im Werk- 
fern- 
verkehr 
(4 Pf je 
tkm) bei 
Versand- 
weiten 
von 
1956 

Warenpreis in 
DM je t 
Durchschnitt 
1956 

Wolle 

216 

227 

A 

30,20 

32,40 

9,08 

8 900 bis 10 000 

Mineralöl ' 

109 

103 

A 

17,00 

18,00 

4,12 

562 bis 875 

Papier 

217 

199 

B 

29,40 

29,60 

7,96 

760 

Nahrungs- und Genuß- 
mittel ' 

186 

178 

B 

25,90 

27,20 

7,12 

1 150*) 

Bier 

148 

149 

B/F 

30,90 

34,80**) 

5,96 

700 bis 1 000 

Stab- und Formeisen . . 

188 

158 

r**) 

25,00 

23,40 

6,24 

410 bis 420 

Weizen 

130 

119 

D 

17,90 

18,90 

4,76 

418 bis 426 

Schnittholz 

208 

180 

E (IBl) 

20,70 

21,70 

7,20 

210 bis 260 


*) Preisangabe für ein billiges Gut dieser Gruppe, und zwar für Teigwaren 
•*) einschließlich Leergutrückfracht 
***) Montanstaffel I 
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Im Verhältnis zur Eisenbahn ist folgender Ver- 
gleich bemerkenswert. 

Während die zum 1. April 1958 eintretende Er- 
höhung des Beförderungsteuersatzes für den Werk- 
fernverkehr von 4 auf 5 Pf/tkm, auf die durch- 
schnittliche Beförderungsweite im Werkfernver- 
kehr von 166 km (Stand 1956) berechnet, Mehr- 
kosten von 1,66 DM/t verursachen wird, sind die 
Eisenbahnfrachtsätze durch die Tarifanhebung am 
1. Februar 1958 in der gleichen Entfernung 

in der Klasse D 15 um 3,10 DM 

in der Klasse F 15 um 2,20 DM 

in der Klasse G 15 um 2,10 DM 

gestiegen. 

Außerdem bleibt zu berücksichtigen, daß der Werk- 
fernverkehr noch erhebliche andere Vorteile bietet, 
so insbesondere Kundendienst, Inkasso, Werbung, 
Verpackungsersparnis usw., die von den öffent- 
lichen Verkehrsträgern nicht in gleichem Umfange 
geboten werden können. 

Bei dieser Sachlage müßte sich eine Änderung des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1955 mit dem Ziel einer Be- 
grenzung des Beförderungsteuersatzes im Werk- 
fernverkehr auf 4 Pf/tkm zum Nachteil der öffent- 
lichen Verkehrsträger auswirken. Damit wäre das 
Ziel der Tarifanhebung, angemessene Mehrein- 
nahmen für die Öffentlichen Verkehrsträger zu 
sichern, nicht in dem erwarteten Umfange erreich- 
bar. 

V. Die betriebswirtschaftlichen und volkswirt- 
schaftlichen Probleme im Zusammenhang mit 
der Beförderungsteuer im Werkfernverkehr 

Gegen die erhöhte Beförderungsteuer im Werkfern- 
verkehr wird eingewendet, daß sie Preissteigerun- 
gen sowie Veränderungen in den Produktions- und 
Absatzbedingungen der Wirtschaft verursache, die 
Rentabilität der Werkfernverkehr treibenden Fir- 
men herabsetze und schließlich zu einer Transport- 
raumverknappung führe, die von den öffentlichen 
Verkehrsträgern nicht ausgeglichen werden könne. 
Hierzu ist folgendes festzustellen: 

1. Wirkungen auf die Transportkosten 

a) Professor Pirath hat in seiner Schrift „Die 
Grundlagen der Verkehrswirtschaft" als Er- 
gebnis seiner Untersuchungen festgestellt, daß 
in Deutschland die durchschnittliche Belastung 
aller Güter durch die Beförderungskosten im 
Eisenbahnverkehr am Verbrauchsort im Jahre 
1930 nur 4,6 v. H. betragen habe. Obwohl man 
vermuten könnte, daß z. B. durch Dezentralisie- 
rungstendenzen in der deutschen Wirtschaft 
mehr Transportvorgänge notwendig sind und 
daher der Anteil der Transportkosten am Wa- 
renpreis in den letzten Jahrzehnten gestiegen 
sein müßte, ist eher das Gegenteil eingetreten. 
Diese Tatsache ist darauf zurückzuführen, daß 

^•3 zweite Auflage Berlin-Göttingcn-Heidelberg 1949, 
Seite 8 


die Verkehrstarife mit der allgemeinen Preis- 
entwicklung nicht Schritt gehalten haben. Das 
zeigen die Beispiele in Tabelle 7. 

Bei einer Sendung Steinkohlen, die mit der 
Eisenbahn von Gelsenkirchen nach München ge- 
fahren wird, betrug der Frachtanteil am Waren- 
preis in München im Jahre 1938 48,1 v. H.; ab 
1. Februar 1958 beträgt er trotz der Tarif anhe- 
bung nur 34,7 v. H. Für eine Sendung Marken- 
butter von Braunschweig nach Essen betrug die 
Fracht 1938 1,0 v. H. des Warenpreises in Essen; 
trotz der Tarif anheb ung ab 1. Februar 1958 be- 
trägt er jetzt nur 0,7 v. H. 

b) Der Umsatz der Industrie (Bergbau, verarbei- 
tende Industrie, Ernährungs- und Genußmittel- 
industrie) ^^) betrug im Jahre 1956 217,2 Mrd. 
DM. Der Umsatz des Großhandels ^^) belief sich 
1956 auf 128,7 Mrd. DM. Das gesamte Beförde- 
rungsteiieraufkommen des Werkfernverkehrs 
betrug im Jahre 1956 rund 100 Mio DM. Der 
Anteil der Beförderungsteuer am Jahresumsatz 
der Industrie und des Großhandels im Jahre 
1956 betrug also weniger als 0,03 v. H. 

c) Insbesondere wird die Auswirkung der erhöh- 
ten Beförderungsteuer im Werkfernverkehr auf 
die Baukosten einer Normalwohnung vielfach 
zu hoch veranschlagt. Von rund 156 t Baumate- 
rialien je Wohnungseinheit werden nur knapp 
6 t im Werkfernverkehr befördert. Bei einer Ge- 
samtbausumme von rund 18 000 DM je Woh- 
nungseinheit (Preisstand 1956) kann die Kosten- 
steigerung infolge der Belastung des Werkfern- 
verkehrs mit dem im Verkehrsfinanzgesetz vor- 
gesehenen endgültigen Beförderungsteuersatz 
von 5 Pf/tkm (Mehrbelastung 4 Pf/tkm) also 
nicht entscheidend ins Gewicht fallen. 

d) Außerdem wird der Werkverkehr nur insoweit 
von der Beförderungsteuer erfaßt, als er über 
die Nahzone hinausgeht (vgl. Abschnitt I Nr. 1 
Buchstabe c). Im gewerblichen Güternahverkehr 
auf der Straße werden 4 v. H. Umsatzsteuer er- 
hoben. 

e) Die Bestrebungen, die Beförderungsteuer durch 
Preiserhöhungen auf den Konsumenten abzu- 
wälzen, finden ihre natürlichen Grenzen in den 
Konkurrenzangeboten anderer Firmen, also in 
den Marktverhältnissen, über den Einfluß der 
erhöhten Beförderungsteuer auf die Preise un- 
terrichtet Tabelle 6. 


2. Veränderungen in den Produktions- und Absatz- 
bedingungen 

a) Der Wettbewerbsvorsprung des Werkfernver- 
kehrs gegenüber den öffentlichen Verkehrsträ- 
gern hatte es den Firmen ermöglicht, den Ak- 
tionsradius ihres eigenen Lastkraftwagenparks 
immer mehr auszudehnen. 1938 wurden nahezu 
50 V. H. aller im Werkfernverkehr gefahrenen 
Güter weniger als 100 km weit und etwa 75 v. H. 


Umsatzsteuerstatistik 1956 in Wirtschaft und Statistik, 
Heft 12, Dezember 1957 
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aller Transporte bis zu 150 km befördert. Im 
Jahre 1954 hingegen wurden im Werkfemver- 
kehr nur noch 24,3 v. H, der Güter unter 100 km 
und nur 56,9 v. H. unter 150 km transportiert. 
Mit Hilfe des Werkfernverkehrs sind manche 
Firmen in die Absatzgebiete alteingesessener 
Mittel- und Kleinbetriebe eingedrungen. Die Er- 
höhung der Beförderungsteuer im Werkfernver- 
kehr arbeitet der bisherigen Tendenz entgegen. 
So wurden 1955 bereits 25,7 v. H., 1956 27,4 
V. H. und von Januar bis September 1957 26,5 
V. H. aller Werkfernverkehrstransporte über 
Entfernungen bis zu 100 km durchgeführt. Der 
Anteil der Transporte bis 150 km erhöhte sich 
1955 auf 58,5 v. H., 1956 auf 60,3 v. H. und be- 
trug Januar bis September 1957 59,6 v. H. 

b) Die erhöhten Beförderungsteuersätze haben im 
allgemeinen nur zu Wettbewerbsverschiebungen 
geführt. Gewisse Auswüchse werden wieder be- 
seitigt, die durch die ungehemmte Entwicklung 
des Werkfernverkehrs vor dem Inkrafttreten 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 aufgetreten 
sind. Betroffen werden insbesondere die Werk- 
fernverkehr treibenden Firmen, die vom Emp- 
fänger der Ware die volle Tariffracht erhoben 
haben. 


3. Aufnahmefähigkeit des Straßennetzes 

Das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschafts- 
forschung hat ermittelt daß die durchschnittliche 
Belastung der westdeutschen Straßen durch den ge- 
samten Fahrzeugverkehr bereits 1954 mindestens 
doppelt so stark war wie die der Straßen der Ver- 
einigten Staaten von Amerika. Dabei wird selbst 
in den Vereinigten Staaten das Straßennetz als un- 
zureichend und ausbaubedürftig angesehen. In der 
Bundesrepublik muß in den nächsten Jahren mit 
einem weiteren, schnellen Anwachsen des Personen- 
verkehrs gerechnet werden. Das deutsche Straßen- 
netz wird daher für den Güterverkehr nur be- 
schränkt zur Verfügung stehen können. 

Ein großer Teil des deutschen Straßennetzes reicht 
bereits heute nicht aus, um den ständig wachsen- 
den Verkehr zu bewältigen. Die Straßenbestands- 
aufnahme vom 31. März 1956 ergab für die klassi- 
fizierten Straßen — Bundesstraßen, Landstraßen 
L und Landstraßen 11. Ordnung (also ohne Bundes- 
autobahnen) von rd. 130 000 km Länge — folgen- 
des Bild: 

Nur 9,6 V. H. der klassifizierten Straßen haben eine 
Breite von 6,5 m und mehr; nur diese Straßen ge- 
nügen also verkehrstechnisch für einen zügigen 
Überhol- und Gegenverkehr insbesondere auch mit 
Lastkraftwagen und Lastzügen. 

Nur 12,0 V. H. der klassifizierten Straßen haben 
schwere Decken, die für einen Verkehr mit schwe- 
ren Fahrzeugen geeignet sind. Nur 25,5 v. H. der 
klassifizierten Straßen verfügen über mittelschwere 
Decken, die für einen mittleren Verkehr ausreichen. 


MitteilurLgen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für 
Wirtschaf tsforschunq, Essen, 7. Jahrgang, Heft 8, 
S. 185/186 


Nur 45,5 v. H. der klassifizierten Straßen haben 
einen ausreichenden Straßenunterbau. 

Eine weitere Belastung dieses Straßennetzes mit 
großen Lastkraftwagen und Lastzügen, insbeson- 
dere auch mit großen Spezialfahrzeugen, ist daher 
vom verkehrswirtschaftlichen Standpunkt aus nicht 
vertretbar. 


4. Betriebswirtschaftliche Fragen 

a) Der Gesetzgeber hat sich bei der Erhöhung der 
Beförderungsteuer von allgemeinen verkehrs- 
politischen und volkswirtschaftlichen Erwägun- 
gen leiten lassen. Einzelne betriebswirtschaft- 
liche Auswirkungen sind daher nicht geeignet, 
das Gesetz in Frage zu stellen. Es ist nicht an- 
gängig, für die Berechtigung oder Nichtberech- 
tigung der Besteuerung des Werkfernverkehrs 
nur betriebswirtschaftliche Zweckmäßigkeitser- 
wägungen zum Maßstab zu nehmen. 

b) Im übrigen stellen die neuen Beförderungsteuer- 
sätze keine ungerechtfertigte Belastung für die 
Werkfernverkehr treibenden Firmen dar. Sie be- 
seitigen lediglich Vorteile, die diese Firmen bis- 
lang vor den Betrieben hatten, die sich des 
öffentlichen Verkehrs bedienten. Die erhöhte Be- 
förderungsteuer ist mit anderen Worten nur ein 
Beitrag zu den von der Allgemeinheit zu tra- 
genden Lasten des öffentlichen Verkehrsdien- 
stes. Auf diesen Verkehrsdienst sind Bevölke- 
rung und Wirtschaft angewiesen. Vorteile der 
Werkfernverkehr treibenden Firmen können 
nicht mit einer Schädigung dieses öffentlichen 
Verkehrssystems erkauft werden. Hier einen 
Ausgleich zu schaffen, entspricht dem Gemein- 
wohl und der Gerechtigkeit. 


5. Transportumlagening auf die öffentlichen 
V erkehrsträger 

a) Es liegen keine konkreten Anhaltspunkte dafür 
vor, daß die öffentlichen Verkehrsträger den auf 
Grund des Verkehrsfinanzgesetzes auf sie zu- 
kommenden Transportraumbedarf nicht decken 
können, oder daß sie zu unbeweglich sind, 
Transporte zu übernehmen, die bisher im Werk- 
fernverkehr durchgeführt wurden. 

b) Der gewerbliche Güterfernverkehr hat seine Be- 
förderungsleistung, wie im Abschnitt III Nr. 1 
Buchstabe d ausgeführt, gegenüber 1954 laufend 
erhöht. Eine weitere Leistungszunahme ist trotz 
der Kontingentierung nicht ausgeschlossen. Im 
übrigen verfügt das Güterfernverkehrsgewerbe 
auch über Spezialfahrzeuge, welche die Durch- 
führung besonderer Transporte gewährleisten. 

c) Auch die Binnenschiffahrt wird in der Lage sein, 
ihre Leistungen zu steigern, insbesondere weil 
sich die Zahl der Selbstfahrer in der Binnen- 
schiffahrt von Jahr zu Jahr erhöht. Der Anteil 
der Motorschiffe an der Gesamttonnage in der 
Binnenschiffahrt belief sich 1950 auf 16,2 v. H., 
1956 auf 34,0 v. H. und erhöhte sich bis zum 
31. Dezember 1957 auf 40,6 v. H. Der Wirkungs- 
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grad der Selbstfahrertonnage kann mindestens 
auf das lV 2 fache der Kahntonnage veransdilagt 
werden. 

d) Die Hauptsorge der Deutschen Bundesbahn gilt 
seit langem der weiteren Erhöhung ihrer Lei- 
stungsfähigkeit. Dabei ist besonderer Wert auf 
die Verbesserung der Umschlagseinrichtungen 
und die Durchführung eines Haus-Haus-Ver- 
kehrs gelegt worden. Der Ersparnis der Verpak- 
kung im Stückgutverkehr dient der Kleinbehäl- 
ter der Deutschen Bundesbahn. Zur Senkung 
der An- und Abfuhrkosten hat die Deutsche 
Bundesbahn Großbehälter entwickelt. Die Me- 
chanisierung des Stückgutladedienstes wird 
durch Gabelstapler und Paletten, die Verbesse- 
rung des Umschlags von Massengütern durch 
moderne Spezialwagen (z. B. Ommi), durch be- 
sondere Verladeanlagen (z. B. für Rüben) so- 
wie durch fahrbare Kräne und ähnliche Einrich- 
tungen betrieben. 


VI. Ergebnis 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: 

1. Die Abnahme des gesamten Werkfernverkehrs 
von Juni 1955 bis September 1957 hält sich in 


relativ engen Grenzen. Die Entwicklung zeigt 
jedoch bei den einzelnen Gewerbebereichen er- 
hebliche Unterschiede; einer starken Zunahme 
im Gewerbebereich „Nahrungs- und Genußmit- 
telindustrie steht ein erheblicher Rückgang 
beim Baugewerbe gegenüber. Ein Teil dieser 
Transporte ist den öffentlichen Verkehrsunter- 
nehmen, insbesondere mittelständischen Betrie- 
ben des gewerblichen Güterfernverkehrs, auf der 
Straße zugewachsen. 

2. Die Ziele des Gesetzgebers sind mit dem Steuer- 
satz von 4 Pf/tkm nicht voll erreichbar, vor 
allem nicht nach der Tarifanhebung vom 1. Fe- 
bruar 1958. Die Gründe für die im Gesetz vor- 
gesehene Erhöhung des Steuersatzes auf 5 Pf/ 
tkm ab 1. April 1958 bestehen demnach ver- 
stärkt fort. 

3. Die Belastung des Werkfernverkehrs mit der 
im Verkehrsfinanzgesetz 1955 vorgesehenen Be- 
förderungsteuer kann das allgemeine Preisge- 
füge in der Wirtschaft nicht fühlbar stören. 

4. Die Einschränkung des Werkfernverkehrs hat 
zu keinen Transportschwierigkeiten geführt. 
Eisenbahn, gewerblicher Güterkraftverkehr und 
Binnenschiffahrt haben bisher allen Anforderun- 
gen der Wirtschaft entsprechen können. 
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Tabelle 1 


Beförderungsmengen und Beförderungsleistungen der Eisenbahnen, des gewerblichen 
Güterfernverkehrs, des Werkfernverkehrs und der Binnenschiffahrt in den Jahren 1954 bis 1957 


Zeitraum 

Bundesbahn 

Gewerblicher 

Güter- 

fernverkehr 

Werk- 

fernverkehr 

Binnen- 
schliff ahrt 

Insgesamt 



a) in Mio t 




1954 

252,3 

38,4 

22,2 

109,4 

422,3 

1955 

282,8 

47,3 

22,4 

124,6 

477,1 

1956 

299,4 

52,8 

21,2 

135,8 

509,2 

1. bis 3. Vierteljahr 1954 

180,9 

26,03) 

15,92) 

78,6 

301,4 

1. bis 3. Vierteljahr 1955 

204,0 

34,0 

16,82) 

93,6 

348,4 

1. bis 3. Vierteljahr 1956 

220,2 

39,0 

15,72) 

100,9 

375,8 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

222,5 

41,4 

15,02) 

108,5 

387,4 



b) in Mrd. tkm 




1954 

52,0 

10,6 

3,9 

25,0 

91,5 

1955 

58,1 

12,7 

3,8 

28,6 

103,2 

1956 

61,6 

14,0 

3,5 

32,0 

111,1 

1. bis 3. Vierteljahr 1954 

37,9 

7,23) 

2,82) 

18,0 

65,9 

1. bis 3. Vierteljahr 1955 

42,3 

9,2 

2,92) 

21,7 ■ 

76,1 

1. bis 3. Vierteljahr 1956 

45,7 

10,3 

2,62) 

23,9 

82,5 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

46,2 

10,8 

2,52) 

26,0 , 

85,5 

c 

) Anteile an der Güterbeförderung insgesamt (t) 


1954 

59,7 

9,1 

5,3 

25,9 

100,0 

1955 

59,3 

9,9 

4,7 

26,1 

100,0 

1956 

58,3 

10,4 

4,2 

26,7 

100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

57,4 

10,7 

3,9 

28,0 

100,0 

d) Anteile an der 

Beförderungsleistung insgesamt (tkm) 


1954 

56,9 

11,5 

4,2 

27,4 

100,0 

1955 

56,3 

12,3 

3,7 

27,7 

100,0 

1956 

55,6 

12,6 

3,2 

28,8 

100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

54,0 

12,6 

2,9 

30,4 

100,0 


einsdiließlidi S tr aß erigüter fern verkehr der Deutschen 
Bundesbahn 

2) ohne Halbjahres- und Jahresabrechner (ca. 1 bis 2 v. H.) 

3) ohne Straßengüterfernverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn (ca. 5 bis 6 v. H.) 


Quellen: 

Bundesbahn: Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
Gewerblicher Güterfernverkehr: Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr 

W erkf ernverkehr : Kraf tfahr t-Bundesamt 
Binnenschiffahrt: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 a 


Beförderungsmengen, Beförderungsleistungen und Beförderungserlöse der Eisenbahnen, 
des gewerblichen Güterfernverkehrs und des Werkfernverkehrs 



Bundesbahn 

Gewerblicher 
Güte rf ernv erkehr 

Werk- 

fernverkehr 

Insgesamt 


total 

v.H. 

total 

v.H. 

total 

v.H. 

total 

V. H. 

Beförderungsmengen (Mio t) 








1954 

252,3 

80,6 

38,4 

12,3 

22,2 

7.1 

312,9 

100,0 

1955 

282,8 

80,2 

47,3 

13,4 

22,4 

6,4 

352,5 

100,0 

1956 

299,4 

80,2 

52,8 

14,1 

21,2 

5,7 

373,4 

100,0 


Beförderungsleistungen (Mrd. tkm) 


1954 

52,0 

78,3 

10,6 

15,9 

3,9 

5,8 

66,5 

1955 

58,1 

77,9 

12,7 

17,0 

3,8 

5,1 

74,6 

1956 

61,6 

78,0 

14,0 

17,6 

3,5 

4,4 

79,1 


100,0 

100,0 

100,0 


Beförderungserlöse {Mio DM) 


1954 

3 259 

67,9 

1 097 

22,7 

451 

9,4 

4 807 

100,0 

1955 

3 646 

66,9 

1 321 

24,3 

478 

8,8 

5 445 

100,0 

1956 

3 858 

66,5 i 

1 464 

25,2 

480 

8,3 

5 802 

100,0 


Tabelle 2b 



Bundesbahn 

Gewerblicher 

Werk- 


(ohne Kraftverkehr) 

Güterfernverkehr 

fernverkehr 


Beförderungsmengen 


1954 .... 

100,0 1 

100,0 

100,0 

100,0 

1955 .... 

112,1 

123,2 

100,9 

112,7 

1956 .... 

118,7 

137,5 

95,5 

119,3 

Beförderungsleistungen 




1954. . . . 

100,0 

100,0 

h- 

o 

o 

o 

100,0 

1955 .... 

111,5 

119,9 

' 99,3 

112,2 

1956 .... 

118,4 

132,1 

90,8 

119,0 

Beförderungserlöse 

=•) 




1954 .... 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

1955 .... 

111,9 

120,5 

105,8 

113,3 

1956. . . . 

118,4 

133,5 

106,3 1 

120,7 


Beförderungsmengen und -leistungen einschließlidi Dienstgutverkehr 
Erlöse des gewerblidien Güterfernverkehrs einschließlich Beförderungsteuer 

Erlöswerte der Transporte des Werkfernverkehrs sind unter Zugrundelegung der repräsentativ ermittelten Beför- 
derungsleistungen nach Tarifklassen und der Frachtsätze des Reichskraftwagentarifs errechnet. 
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Tabelle 3 


Die Entwicklung des Welkfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) 

nach Gewerbebereichen 1954 bis 1957 

in 1 000 t 



Gewin- 

Eisen- 

Nah- 
rung s- 
iind 
Genuß- 
mittel- 
industrie 


Groß- 

handel 

mit 

Nah- 




Zeitraum 

nung und 
Verarbei- 
tung von 
Steinen 
und 
Erden 

und 
Metall- 
erzeu- 
gung und 
-Verarbei- 
tung 

Bau-, 

Ausbau- 

und 

Bauhilfs- 

gewerbe 

riings- 

und 

Genuß- 

mitteln 

und 

ähn- 

lichem 

Groß- 

handel 

mit 

Bau- 

stoffen 

übrige 

Gewerbe- 

bereiche 

Alle 

Gewerbe- 

bereiche 






ein- 









schließ- 
lich Vieh 




1954 

2 056,0 

1 661,9 

3 908,4 

853,1 

2 505,3 

5 613,8 

5 557,4 

22 155,9 

1955 

1 698,7 

1 874,2 

4 526,1 

823,5 

2 731,5 

4 319,5 

6 449,2 

22 422,7 

1956 

1 283,4 

1 897,0 

4 985,0 

725,7 

2 768,6 

2 833,8 

6 656,5 

21 150,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1954 

1 523,6 

1 194,2 

2 824,5 

573,7 

1 748,5 

4 084,6 

3 924,5 

15 873,6 

1. bis 3. Vierteljahr 1955 

1 305,1 

1 379,1 

3 369,2 

618,2 

1 993,5 

3 419,9 

4 667,3 

16 752,3 

1. bis 3, Vierteljahr 1956 

977,6 

1 395,9 

3 729,6 

508,1 

1 994,5 

2 186,3 

4 892,6 

15 684,6 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

678,0 

1 442,8 

4 028,2 

521,1 

2 036,9 

1 465,0 

4 831,4 

15 003,4 



Veränderung gegenüber 195 

4 




1955 

^ 17,4 

+ 12,8 

+ 15,8 

— 3,5 

+ 9,0 

— 23,1 

+ 16,0 

+ 1,2 

1956 

— 37,6 

+ 14,1 

+ 27,5 

— 14,9 

+ 10,5 

— 49,5 

+ 19,8 

— 4,5 

1. bis 3. Vierteljahr 1955 

— 14,3 

+ 15,5 

+ 19,3 

+ 7,8 

+ 14,0 

— 16,3 

-h 18,9 

+ 5,5 

1. bis 3. Vierteljahr 1956 

— 35,8 

+ 16,9 

+ 32,0 

— 11,4 

+ 14,1 

— 46,5 

+ 24,7 

-1,2 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

— 55,5 

+ 20,8 

+ 42,6 

— 9,2 

-f- 16,5 

— 64,1 

+ 23,1 

— 5,5 

Antei 

1 an der gesamten Güterbeförderung im 

Werkfernverkehr 



1954 I 

9,3 

7,5 

17,6 

3,9 

11,3 

25,3 

25,1 

100,0 

1955 

7,6 

8,4 

20,2 

3,7 

12,2 

19,2 

28,7 i 

100,0 

1956 

6,1 

9,0 

23,6 

3,4 

13,1 

13,4 

31,4 

! 100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1954 

9,6 

7,5 

17,8 

3,6 

11,0 

25,8 

24,7 

100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1955 

7,8 

8,2 

20,1 

3,7 

11,9 

20,4 

27,9 

1 100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1956 

6,2 

8,9 

23,8 

3,3 

12,7 

13,9 

31,2 

100,0 

1. bis 3. Vierteljahr 1957 

4,5 

9,6 

26,8 

3,5 

13,6 

9,8 

32,2 

100,0 


ohne Halbjahres- und Jahres ab re ebner (1 bis 2 v. H.) Quelle: 

Kraftfahrt-Bundesamt 
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Tabelle 4 a 


Der Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) nach Gütergruppen 

1954 bis 1957 

in 1 000 t 


Gütergruppe 

1954 

1955 

1956 

1954 

1. bis 3. Vierteljahr^) 
1955 j 1956 

1957 

Zubereitete Nahrungs- und Genuß- 
mittel, Stärke, Spiritus (D) ... 

3 646,8 

3 934,5 

4 207,4 

2 685,5 

2 931,8 

3 144,5 

3 345,5 

Sonstige landwiHschaftliche Er- 
zeugnisse (A bis F, ohne D) . . 

2 439,1 

2 786,1 

2 744,6 

1 630,4 

1 978,1 

1 952,4 

2 003,8 

steine, Erden, Bindemittel, Schutt 
(K) 

4 166,3 

3 043,7 

2 064,5 

3 054,2 

2 393,1 

1 549,7 

1 077,5 

Sonstige mineralische Rohstoffe 
(G, H, J und L) 

1 678,1 

2 080,8 

2 172,2 

1 161,7 

1 461,6 

1 617,1 

1 379,4 

Holz- und Holzwaren (Q) . . . 

1 629,0 

1 744,5 

1 591,6 

1 160,0 

1 298,7 

1 181,8 

1 132,5 

Kunststein-, Ton-, Glaswaren (S) 

3 531,1 

2 947,2 

2 090,2 

2 557,7 

2 313,8 

1 591,1 

1 108,2 

Eisen und Stahl, Eisen- und Stahl- 
waren, NE-Metalle und NE-MetalT 
waren (T und U) 

1 977,6 

2 279,9 

2 316,7 

! 

1 412,8 

1 668,5 

1 708,8 

1 774,4 

Sonstige Industrieerzeugnisse (M, 
N, V und W) 

1 600,6 

1 707,8 

1 742,4 

1 158,4 

1 265,1 

1 278,3 

1 355,6 

Umzugsgut, gebrauchte Verpak- 
kungen, Baugerätschaften (X) . . 

j 

877,1 

1 319,6 

1 612,8 

618,7 

970,9 

1 212,7 

1 379,1 

Sonstige Gütergruppen (O, P, R, 
Y, Z) 

610,2 

638,6 

607,6 

434,2 

470,7 

448,2 

447,4 

insgesamt 

22 155,9 

22 422,7 

\ 2 \ 150,0 

15 873,6 

16 752,3 

15 684,6 

15 003,4 


ohne Halbjahres- und Jahresabrediner (1 bis 2 v. H.) Quelle: 

Kraftfahrt-^Bundesamt 
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Tabelle 4 b 


Der Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) nach Gütergruppen 

1954 bis 1957 

in V. H. 


Gütergruppe 

Veränderung geg< 
1954 

müber 

1.— 3. 

Vierteljahr 

1954 

Anteil an der im Werkfernverkehr 
beförderten Gütermenge 


1955 

1956 

1.— 3. 

Vierteljahr 

1957 

1954 

1955 

1956 

1.— 3. 

Vierteljahr 

1957 

Zubereitete Nahrungs- und Genuß- 
mittel, Stärke, Spiritus (D) . . . 

+ 7,9 

+ 15,4 

+ 24,6 

16,5 

17,5 

19,9 

22,3 

Sonstige landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse (A bis F, ohne D) . . 

^ 11,8 

+ 12,5 

+ 22,9 

11,0 

12,2 

13,0 

13,4 

steine, Erden, Bindemittel, Sdiutt 
(K) 

^ 26,9 

— 50,4 

— 64,7 

18,8 

13,6 

9,8 

7,2 

Sonstige mineralische Rohstoffe 
(G, H, J und L ) 

1 - 24,0 

+ 29,4 

+ 18,7 

7,6 

9,3 

10,3 

9,2 

Holz- und Holzwaren (Q) . . . 

+ 7,1 

— 2,3 

— 2,4 

7,4 

7,8 

7,5 

7,5 

Kunststein-, Ton-, Glaswaren (S) 

— 16,5 

— 40,8 

— 56,7 

15,9 

13,1 

9,9 

7,4 

Eisen und Stahl, Eisen- und Stahl- 
waren, NE-Metalle und NE-Metall- 
waren (T und U) 

+ 15,3 

+ 17,1 

+ 25,6 

8,9 

10,2 

11,0 

11,8 

Sonstige Industrieerzeugnisse (M, 

N, V und W) 

! 

: 

i 6,7 

+ 8,9 

+ 17,0 

7,2 

7,6 

8,2 

9,0 

Umzugsgut, gebrauchte Verpak- 
kungen, Baugerätschaften (X) . . 

1 

+ 50,5 

+ 83,9 

+ 122,9 

4,0 

5,9 

7,6 

9,2 

Sonstige Gütergruppen (O, P, R, 

Y , Z) 

+ 4,7 

— 0,4 

+ 3,0 

2,8 

2,8 

2,9 

3,0 

insgesamt 

+ 1,2 

! 

— 4,5 

— 5,5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Tabelle 5 


Der Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) 
nach Entfernungsstufen 1954 bis 1957 


in 1000 t 


Entfernungsstufe in km 

1954 

1955 1 

i 

1956 

1. bis 3. 
Vierteliahr l) 
1957 

0 bis 99 

5 364,5 

5 764,0 

5 781,2 

3 968,8 

100 bis 149 

7 222,8 

7 354,8 

6 945,0 

4 971,5 

150 bis 199 

3 650,2 

3 554,2 

3 259,6 

2 317,9 

200 bis 249 

2 113,1 

1 998,3 

1 822,4 

1 338,1 

250 bis 299 

1 227,9 

1 229,1 

1 131,4 

829,8 

300 bis 399 

1 319,9 

1 303,7 

1 191,5 

851,6 

400 bis 499 

632,2 

627,5 

537,7 

389,1 

500 bis 599 

342,7 

331,4 

273,5 

187,3 

600 bis 699 

196,2 

182,5 

156,6 

114,5 

700 bis 799 

62,8 

56,6 

40,7 

25,1 

800 und mehr 

23,6 

20,6 

10,4 

9,7 

i 

22 155,9 

22 422,7 

21 150,0 

15 003,4 


1 

in 

V. H. 


0 bis 99 

' 24,3 

' 25,7 

27,4 

26,5 

100 bis 149 

32,6 

i 32,8 

' 32,9 

33,1 

150 bis 199 

16,5 

1 15,8 

1 15,4 

15,5 

200 bis 249 

9,5 

8,9 

1 8,6 

1 

8,9 

250 bis 299 

5,5 

i 

j 5,3 

5,5 

300 bis 399 

6,0 

5,9 

5,7 

' 5,6 

400 bis 499 

2,8 

2,8 

2,5 

2,6 

500 bis 599 

1,5 

1,5 

1,3 

1,2 

600 bis 699 

0,9 

j 

0,8 

0,7 

j 0,8 

700 bis 799 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

800 und mehr 

1 0,1 

0,1 

0,0 

0,1 


100,0 

i 100,0 

100,0 

! 100,0 


ohne Halbjahres- und Jahresabrechner (1 bis 2 v. H.) Quelle: 

Kraftfahrt-Bundesamt 
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Tabelle 6 


Anteil der Beförderungsteuer im Werkfernverkehr am Einzelhandelspreis wichtiger Güter des 

täglichen Bedarfs 


Gütergattung 

Güterart 

(in Klammern die der Preis- ' 
berechnung zugrunde gelegte 
Güterart) 


Speisefette, außer Butter 
(Margarine) , 

I 

Verbrauchszucker . . . ! 

Roggen- und Weizenmehl 
(Weizenmehl) 

Stein- und Siedesalz 
(Kochsalz) 


Kartoffeln 


Fleisch und Fleischwaren 
(Rindfleisch) 

Benzin (1000 Liter) . . . 


Inlands- 
produk- 
tion bzw. 
Verkaufs- 
menge 
und 
Import 
1956 

in 1000 t 

2 

Anteil 
, des 

1 Werk- 
fern- 
verkehrs 
in V. H. 
der 

Gesamt- 

menge 

i 

Einzel- 
handels- 
preis 
DM je t 
Ende 1956 

1 ^ 

! 

Mittlere | 
Versand- 
weite im ' 
Werk- j 
fern- ! 
verkehr 
in km | 

B e f ö r de ru n gs t eue r 
im Werkfern- 
verkehr in DM je t 
bei einem Steuer- 
satz je tkm von 

4 Pf ^ 5 Pf 

6 j 7 

nie 11 aer 

! Beförderungsteuer 
in V. H. des Einzel- 
handelspreises der 
im Werkfernver- 
kehr beförderten 
Güter bei einem 
Steuersatz 
je tkm von 

4 Pf 5 Pf 

8 j 9 

3 

5 

1 

1 105 

1 

14,5 

2 050 

212 

8,48 

10,60 

0,41 

0,52 

1 226 

; 3,8 1 

1 200 ' 

178 

7,12 

8,90 

0,59 

0,74 

4 476 

14,4 

770 

149 

5,96 

! 7,45 ' 

0,77 

0,97 

3 581 

1,2 i 

330 

186 

7,44 

9,30 i 

2,25 : 

2,82 

6 823b 

1,0 

200 

129 

1 

1 i 

5,16 

i 6,45 

i 

2,58 

3,23 

2 300 

1 9,0 

4 680 

1 

261 

10,44 

13,05 

0,22 

, 0,28 

3 133 

00 

00 

670 

00 

o 

3,20 

1 4,00 

0,48 

1 0,60 

1 


Da nur ein kleiner Teil der Inlandsproduktion bzw. Ver- 
kaufsmenge und des Imports (Spalte 2) von der Beförde- 
rungsteuer Im Werkfernverkehr (Spalten 6 und 7) betrof- 
fen wird, ist die Belastung der Gesamtmenge der ge- 
nannten Güter mit dieser Steuer wesentlich geringer als 
in den Spalten 8 und 9 ausgewiesen wird. Sie betragt in 
V. H. des Einzelhandelspreises: 


1 

i 

Gütergattung j 

Güterart 

(in Klammern die der Preis- 
berechnung zugrunde gelegte 
Güterart) 

Belastung der 
Gesamtmenge 
durch die 

Beförderungsteuer 
im Werkfernver- 
kehr in V, H. des 
Einzeihandeis- 
preises bei einem 
Steuersatz 
je tkm von 


4 Pf 

5 Pf 

Speisefette, außer Butter 
(Margarine) 

0,06 

0,08 

Verbrauchszucker . . . 

0,02 

0,03 

Roggen- und Weizenmehl 
(Weizenmehl) 

0,11 

0,14 

Stein- und Siedesalz 
(Kochsalz) 

0,03 

0,03 

Kartoffeln 

0,03 

0,03 

Fleisch und Fleischwaren 
(Rindfleisch) 

0,02 

0,03 

Benzin 

0,04 

0,05 


b Verkaufsmenge der inländischen Landwirtschaft im 
Wirtschaftsjahr 1955/56 und Einfuhr 1956 

Quellen: 

Sp. 2: Statistisches Jahrbuch 1957 S. 147, 168, 224, 226, 
232, 290, 292: 

Der Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland 
Teil 2 Dez. 1956 S. 39 und 57; 

Statistische Monatsberichte des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
August 1957 S. 516, Oktober 1957 S. 673 

Sp. 3: Kraftfahrt-Bundesamt 
Sp. 4: Statistische Berichte VI/3/86 
Sp. 5: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Tabelle 7 


Anteil der Fracht bei Lieferung ab Erzeuger oder Großhandel 


1938 


vor nach 

der Tariferhöhung am 
1. Februar 1958 


I. Steinkohle von Gelsenkirchen Hbf nach Mün- 
chen Hbf (653 km) 

Erzeugerpreis ab Zeche 

Fracht (AT GBl) 


Mithin Anteil der Fracht 


II. Inländische Markenbutter von Braunschweig Hbf 
nach Essen Hbf (293 km) 

Großhandelspreis (einschließlich Verpackung) ab 
Verladestation^) 

Fracht (Bio + 5 v. H. G-Wagen-Zuschiag 

bis 31. Januar 1958) 

Mithin Anteil der Fracht 


15.00 RM/t 

13.90 RM/t 

28.90 RM/t ' 

48.1 V. H. 


26,80 RM/t 
2 703,80 " RM/t 

1,0 V. H. 


58,52 DM/t 

28,50 DM/t 

'87'|or"DM7t 

32,7 V. H. 


2 677,00 RMT 6 261,30 DM/t 


39,40 DM/t 
6 300,70 DM/t 

0,6 V. H. 


58.52 DM/t 

31,00 DM/t 

89.52 DM/t 

34,7 V. H. 


6 261,30 DM/t 

45,20 DM/t 
" 6 306,50 "DM/t 

0,7 V. H. 


^) entnommen dem Statistischen Jahrbuch für die Bundesrepublik, 1957, Seite 461 
^) entnommen dem Statistischen Jahrbuch für die Bundesrepublik, 1957, Seite 463 
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Steine und Erden, Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 


übrige Bereiche 


Nahrungs- und Genußmittelindustrie 






